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D i e  w i c h t i g s t e n  G r ü n d e  g e g e n  d i e  
I n i t i a t i v e  M i n d e r  u n d  w a r u m  d e r  
i n d i r e k t e  G e g e n v o r s c h l a g  b e s s e r  ist
Die Wirtschaft verurteilt die Exzesse bei den Entschädigun­
gen und anerkennt den Handlungsbedarf. Doch die Initiative 
von Thomas Minder ist nicht die richtige Lösung, denn sie 
schadet der Schweiz. Die Wirtschaft unterstützt aber den 
indirekten Gegenvorschlag. Ein Vergleich.

Mit ihren 24 s ta rren  Verfassungsbestim m ungen schränkt 
die In itia tive von Thomas M inder die unternehm erische 
Freiheit s ta rk  ein, setzt A rbe itsp lä tze  aufs Spiel und ge­
fäh rdet das E rfo lgsm ode ll Schweiz. Zwar g ilt sie d irek t 
nur fü r  die börsenkotierten F irm en, sie t r i f f t  die KMU 
aber ebenso. Denn grosse und kle ine Unternehm en a r­
beiten eng zusammen. Geht es den Grossen schlechter, 
w irk t sich das un m itte lb a r auf unsere KMU aus.

Das Parlam ent hat den Handlungsbedarf bei den zu ho­
hen Entschädigungen anerkannt und einen w eniger r ig i­
den ind irekten Gegenvorschlag beschlossen. W ird die 
In itia tive abgelehnt, t r i t t  d ieser rasch und ohne zusä tz li­
che Um setzungsverfahren in K raft. Er übern im m t die 
Forderungen der In itia tive zu 80 Prozent, das heisst, er 
s tä rk t die Rechte der Aktionäre und erm ög lich t ihnen, 
überrissene Löhne zu verh indern . Er lässt den A ktionä­
ren aber die Freiheit, ih re Unternehm en nach ihren kon­
kreten Bedürfn issen zu organ is ie ren und is t daher libe ­

ra le r und weniger schädlich fü r den S tandort Schweiz als 
die In itia tive. Diese geht punkto Regulierungen w e it über 
die Frage der Entschädigungen hinaus und au fe rleg t den 
Unternehm en Verpflichtungen, die m it Entschädigungen 
n ichts zu tun haben, dem Standort aber schaden. Bei­
spiele dazu sind der Stim m zwang der Pensionskassen 
(unter Punkt 2), die Gefängnisandrohung (unter Punkt 3], 
die S icherste llung der M öglichkeit zur Fernabstim m ung 
sowie die Begrenzung der Anzahl Frem dm andate fü r  VR- 
und GL-M itglieder. Der ind irekte  Gegenvorschlag is t dies­
bezüglich zurückhaltender.

Im P arlam ent w urde der Gegenvorschlag (m it nur einer 
Gegenstimme, näm lich je ne r von Thomas Minder) von al­
len Parte ien von ganz links  bis rechts gutgeheissen. Die 
folgenden v ie r Punkte zeigen, w ie sich der ind irek te  Ge­
genvorschlag im  Einzelnen von der In itia tive un tersche i­
det und w arum  er aus w irts c h a ftlic h e r Sicht weniger 
schädlich ist als die Initia tive.

W ir sin d  g egen A b zo c k e r. 
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I
Die Initiative bevormundet die

■ Aktionäre, indem sie zwingende 
und verbindliche Abstimmungen über 
die Löhne der Geschäftsleitung verlangt. 
Der Gegenvorschlag hingegen ermöglicht 
auch konsultative Abstimmungen.

Die Schweiz ist als U nternehm ensstandort auch deshalb 
a ttraktiv , w e il das heutige Aktienrecht den Aktionären 
bei der Gestaltung ih re r Unternehmen Freiheit lässt. Die 
Initia tive von Thomas M inder aber zw ingt Aktionäre und 
Unternehmen in ein Korsett. So müssen die Aktionäre 
beispielsweise zwingend und verb ind lich über die Lohn­
summe der Geschäftsleitung abstim m en. Damit könnte 
auf rasche personelle Veränderungen nicht m ehr reagiert 
werden. Mutationen in der Geschäftsleitung müssten 
stets durch die G eneralversam m lung bestätigt werden. 
Zudem verle tzt die Initia tive die Grundregel, wonach der 
V erw altungsra t als Vorgesetzter der Geschäftsleitung die 
Verantwortung fü r deren Löhne übern im m t.

Der Gegenvorschlag ist h ier m assvo lle r und lässt den Un­
ternehm en die fü r die Praxis nötige Freiheit. Die Aktionä­
re können se lbst entscheiden ob sie verb indlich oder kon­
su lta tiv  abstim m en wollen. Sie entscheiden damit selbst, 
ob sie die Löhne der Geschäftsleitung verb indlich fes tle ­
gen oder die letzte Verantwortung beim Verw altungsra t 
belassen wollen. Eine Abstim m ung in der Generalver­
sam m lung findet aber in beiden Fällen statt, sowohl bei 
der In itia tive w ie auch beim Gegenvorschlag.

Anders als die Initia tive verlangt der Gegenvorschlag zu­
dem, dass die Aktionäre ein Reglement und einen Bericht 
über das Vergütungssystem  genehmigen müssen. Das 
Vergütungsreglem ent schafft Transparenz und regelt 
unter anderem die Zuständigkeit und das Verfahren zur 
Festlegung der Vergütungen und die K rite rien  fü r  Kredite, 
Darlehen und Renten. Die Volksin itia tive fo rd e rtw e d e r ein 
Vergütungsreglem ent noch einen Vergütungsbericht -  ein 
Transparenznachteil gegenüber dem indirekten Gegen­
vorschlag.

2 Die Stimmpflicht für Pensions-
■ kassen, wie sie die Initiative ver­

langt, ist unerfüllbar. Der Gegenvor­
schlag verzichtet auf diese Forderung.

Die Volksin itiative w ill fü r Pensionskassen eine S tim m pf­
licht im Interesse der Versicherten einführen. Die Kassen 
müssten ih r S tim m recht unter S trafandrohung an den Ge­
neralversam m lungen a lle r Firmen, bei denen sie ih r Ka­
p ita l investie rt haben, ausüben und zahlre iche T raktan­
den vorbere iten. Die meisten Vorsorgeeinrichtungen 
könnten diese gesetzliche S tim m pflicht ohne Rückgriff 
auf S tim m rech tsbera te r (z.B. ethos) nicht e rfü llen . Zu­

sätzliche Verwaltungskosten, die sich auf die Höhe der 
Renten niederschlagen, wären die Folge. Gewinner wären 
die S tim m rechtsberater, die ihren E influss massiv erhö­
hen könnten, ohne jegliche Verantwortung zu überneh­
men. Hinzu kom m t, dass Versicherte v ie lfä ltige  In teres­
sen haben und diese ih re r Kasse nicht fü r jedes 
Traktandum  jede r G eneralversam m lung vorgängig m it- 
te ilen können. Für die Kassen ist es also schlicht unm ög­
lich, die Interessen ih re r Versicherten zu eruieren. Der 
Gegenvorschlag sieht von einer S tim m pflicht ab.

3 Bei Zuwiderhandlung verhängt
■ die Initiative Gefängnisstrafen. Die 

Verantwortlichen werden damit übermäs­
sig unter Druck gesetzt. Das ist schädlich 
für den Standort Schweiz. Der Gegenvor­
schlag verzichtet auf diese Drohung.

Bei Zuwiderhandlungen gegen jede einzelne der 2U For­
derungen der Initia tive drohen Gefängnisstrafen. Verw al­
tungsra ts- und G eschäfts le itungsm itg lieder von börsen­
kotie rten Unternehm en sowie Pensionskassenvertreter 
stehen som it stets m it einem Fuss im Gefängnis. Das ist 
übertrieben: Führungskräfte  sind unter diesen Um stän­
den kaum m ehr bereit, Verantwortung zu übernehmen 
und Neues zu wagen. Diese K rim ina lis ie rung des A ktien­
rechts schadet der Konkurrenzfähigkeit des W irtscha fts ­
standorts Schweiz und überfo rde rt die Justiz. Der Gegen­
vorschlag verzichtet deshalb darauf.

#  Die Initiative ist auf Verfassungs-
■ ebene angesiedelt. Die Ausfüh­

rungsbestimmungen müssen erst noch 
ausgearbeitet werden. Der Gegenvor­
schlag ist auf Gesetzesebene angesiedelt 
und schneller wirksam.

Kein anderes Land rege lt das G esellschaftsrecht in der 
Verfassung, denn de ta illie rte  Form ulierungen zum A k ti­
enrecht müssen im Gesetz verankert werden, nicht in der 
Verfassung. Mit dem Gegenvorschlag liegt ein entspre­
chendes Gesetz bereits vor. Dieses w ird  bei Ablehnung 
der Initiative so fo rt umgesetzt. Die Initia tive aber m üss­
te erst noch m it m öglicherw eise w iederum  um strittenen 
Ausführungsbestim m ungen um gesetzt werden, was e r­
neut m it intensiven Diskussionen im Parlam ent verbun­
den sein dürfte . Das dauert jew e ils  lange.
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